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Mündlicher Bericht 

des Haushaltsausschusses 
(13. Ausschuß) 

über die von der Bundesregierung zur Unterrichtung 
vorgelegten Vorschläge der Kommission der EWG 

a) für eine Verordnung des Rats über die Finanzie- 
rung der gemeinsamen Agrarpolitik, 

b) für durch den Rat gemäß Artikel 201 des Vertrages 
zu erlassende Bestimmungen zur Ersetzung der 
Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten durch eigene 
Mittel der Gemeinschaft, 

c) für einen Entwurf des Vertrages zur Änderung der 
Artikel 201 und 203 des Vertrages zur Gründung 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
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Berichterstatter: 

Abgeordneter Windeten 


Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Bundestag begrüßt im Grundsatz die Vorschläge der EWG- 
Kommission, weil sie in ihrer Gesamtheit einen Fortschritt für 
die völlige Verwirklichung des Gemeinsamen Marktes und den 
engeren politischen Zusammenschluß Europas bedeuten. 

Eine Zustimmung zu den beabsichtigten neuen Regelungen ist 
jedoch nur unter bestimmten Voraussetzungen vertretbar: 

1. Es sind gleichgewichtige und gleichzeitige Fortschritte nicht 
nur auf dem Agrarsektor, sondern auch auf dem gewerb- 
lichen und industriellen Sektor (Zollunion, Handelspolitik, 
Steuerharmonisierung), und zwar möglichst bis zum 1. Juli 
1967, erforderlich. 

2. Die Vorschläge der EWG-Kommission für die Stärkung der 
Rechte des Parlaments sind noch unzureichend. Die Schaffung 
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eigener Einnahmen der EWG macht es zwingend erforder- 
lich, daß den nationalen Parlamenten verlorengehende 
Haushaltsrechte an das Europäische Parlament übergehen. 
Eine nachträgliche Rechnungsprüfung durch das Parlament 
würde diesen Erfordernissen keineswegs entsprechen. Der 
Bundestag fordert die Bundesregierung auf, sich im Minister- 
rat für die Vorschläge des Europäischen Parlaments in seiner 
Entschließung vom 12. Mai 1965 einzusetzen. 

3. Eine teilweise oder völlige Übertragung der Zolleinnahmen 
und Abschöpfungen an die Gemeinschaft setzt voraus, daß 
die Haushalte der Mitgliedstaaten durch die Übernahme 
eines angemessenen Teils ihrer bisherigen Verpflichtungen 
auf die Gemeinschaft entlastet werden. Die Übertragung der 
Zölle kann nur dann erfolgen, wenn der Finanzbedarf der 
Gemeinschaft das rechtfertigt, d. h. wenn es zur Bestreitung 
der nach dem EWG-Vertrag vorgesehenen Ausgaben der 
Gemeinschaft notwendig ist, — Eine Überfinanzierung soll 
nicht erfolgen. Das vorgesehene System der Rücküberwei- 
sungen an die nationalen Haushalte ist unzweckmäßig und 
abzulehnen. Vom Beginn der Zollunion bis zur Übertragung 
der Zölle auf die Gemeinschaft ist ein Verrechnungssystem 
zu schaffen, das zwischenzeitliche Zollverlagerungen aus- 
gleicht. 

4. Solange und soweit die Finanzierung des Gemeinschaftsetats 
weiterhin durch Zuweisungen der Vertragspartner erfolgen 
soll, müssen die Beiträge der einzelnen Staaten nach dem 
in Artikel 200 Absatz 1 des EWG-Vertrages vereinbarten 
Schlüssel festgesetzt werden. 

5. Eine gemeinsame nach den Grundsätzen eines Finanzaus- 
gleichs gestaltete Agrarfinanzierung ist nur dann annehm- 
bar, wenn den Erfordernissen einer gerechten Lastenvertei- 
lung mehr als bisher Rechnung getragen wird. Insbesondere 
müßten bei der Zuweisung aus den Mitteln des Fonds auch 
die Beiträge der Mitgliedstaaten zur Gesamtfinanzierung an- 
gemessen berücksichtigt werden. Erstattungen für Ausfuhren 
dürfen nur dann aus den Mitteln des Fonds finanziert wer- 
den, wenn diese Ausfuhren von der Gemeinschaft als ge- 
meinschaftsorientiert anerkannt worden sind. 

Um einer unangemessenen Ausweitung der Ausgaben des 
Agrarfonds entgegenzuwirken, ist eine Begrenzung der Aus- 
gaben in Abteilung „Garantie" sowie eine degressive Ge- 
staltung der Ausgaben in Abteilung „Ausrichtung" zu for- 
dern, 

6. Der Bundestag betont die Unteilbarkeit der drei Vorschläge 
der Kommission. 


Bonn, den 24. Juni 1965 


Der Haushaltsausschuß 

Schoettle Windelen 

Vorsitzender Berichterstatter 


2 



